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Grundsatzerklärung  
gemäß § 6 Absatz 2 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) 

 

Die Klinikum Garmisch-Partenkirchen GmbH bekennt sich zur Achtung der Menschenrechte und 
umweltrechtlichen Pflichten innerhalb ihrer Lieferkette und im eigenen Geschäftsbereich. Wir 
betrachten den Schutz von Menschenrechten als zentrales Element. 
Dabei setzen wir geltendes Recht um, respektieren die international anerkannten Menschenrecht 
(nach der Charta der Vereinten Nationen) sowie umweltbezogenen Pflichten und tragen Sorge dafür, 
im Rahmen unserer Geschäftstätigkeit Menschenrechtsverletzungen und Umweltverschmutzungen 
vorzubeugen.  
Insbesondere verurteilen wir jede Form von Kinder- und Zwangsarbeit, alle Arten der Sklaverei und 
des (modernen) Menschenhandels sowie jegliche Form von Diskriminierung. 
Wir bekennen uns darüber hinaus zu der Einhaltung des am jeweiligen Beschäftigungsort geltenden 
Arbeitsschutzes, der Zahlung angemessener Löhne sowie dem Schutz der Koalitionsfreiheit unserer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Die Grundsatzerklärung der Klinikum Garmisch-Partenkirchen GmbH wurde im Dezember von der 
Klinikumsleitung verabschiedet. 

 

Sorgfaltspflichten nach dem LkSG 

Das LkSG umfasst grundsätzlich folgende Sorgfaltspflichten: 

1. die Einrichtung eines Risikomanagement 
2. die Festlegung einer betriebsinternen Zuständigkeit 
3. die Durchführung regelmäßiger Risikoanalysen, 
4. die Abgabe einer Grundsatzerklärung, 
5. die Verankerung von Präventionsmaßnahmen im eigenen Geschäftsbereich und gegenüber 

unmittelbaren Zulieferern, 
6. das Ergreifen von Abhilfemaßnahmen, 
7. die Einrichtung eines Beschwerdeverfahrens, 
8. die Umsetzung von Sorgfaltspflichten in Bezug auf Risiken bei mittelbaren Zulieferern und 
9. die Dokumentation und die Berichterstattung. 
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Maßnahmen zur Umsetzung der Sorgfaltspflichten des LkSG 

Um den Sorgfaltspflichten nach dem LkSG nachzukomme, ist ein angemessenes Risikomanagement 
etabliert worden. Dafür wird ein umfassendes IT-Tool zur rechtskonformen und automatisierten 
Umsetzung der Anforderungen des LkSG eingesetzt. 

Die Menschenrechtsbeauftragte spielt bei der Umsetzung der Sorgfaltspflichten eine zentrale Rolle.  

Als Teil des Risikomanagements wird jährlich (oder anlassbezogen) eine Risikoanalyse durchgeführt, 
bei welcher die menschenrechtlichen und umweltbezogenen Risiken im eigenen Geschäftsbereich 
sowie bei den unmittelbaren Zulieferern ermittelt. Hierbei wird besonderes das Augenmerk auf 
Risiken gelegt, welche im Krankenhaussektor vorherrschend sind. 

Stellen wir im Rahmen der Risikoanalyse menschenrechts- oder umweltbezogene Risiken fest, 
werden wir angemessene Präventionsmaßnahmen in den betroffenen Geschäftsbereichen und bei 
den unmittelbaren Zulieferern verankern, beispielsweise durch die Entwicklung und Implementierung 
geeigneter Beschaffungsmaßnahmen, durch die festgestellte Risiken verhindert oder minimiert 
werden können. 

Wird im Rahmen der Risikoanalyse festgestellt, dass die Verletzung einer menschrechtsbezogenen 
oder einer umweltbezogenen Pflicht im eigenen Geschäftsbereich oder bei einem unmittelbaren 
Zulieferer bereits eingetreten ist oder unmittelbar bevorsteht, ergreifen wir unverzüglich angemessene 
Abhilfemaßnahmen, um diese Verletzung zu verhindern, zu beenden oder das Ausmaß der 
Verletzung zu minimieren. 

Neben der Risikoanalyse besteht eine interne Beschwerdestelle, welche es allen Personen 
ermöglicht, auf menschenrechtliche und umweltbezogene Risiken sowie auf Verletzungen 
menschenrechtlicher oder umweltbezogener Verpflichtungen hinzuweisen. 

Bei der Auswahl unmittelbarer Zulieferer und im Zuge der Auftragsvergabe gehen wir bei allen 
Vertragsverhandlungen und Ausschreibungen auf die konkreten Anforderungen des LkSG ein und 
halten Einhaltung vertraglich fest. 

Die Klinikum Garmisch-Partenkirchen GmbH bekennt sich zu einer transparenten Kommunikation zu 
den menschenrechts- und umweltbezogenen Herausforderungen. Durch eine öffentliche 
Berichtserstattung werden jährlich erkannte Risiken, ergriffen Maßnahmen und der erzielte Fortschritt 
kommuniziert. 

 

Erwartungen an unsere Beschäftigten und Zulieferer 

Die in dieser Grundsatzerklärung dargestellten Prinzipien gelten sowohl für unseren eigenen 
Geschäftsbericht, d. h. für alle unsere Beschäftigten, als auch für unsere Zulieferer in der Lieferkette.  

Zudem erwarten wir von unseren Lieferanten und Geschäftspartnern, dass sie sich ebenfalls zur 
Einhaltung unserer Prinzipien verpflichten und angemessene und wirksame Prozesse entwickeln und 
verankern. Um sowohl die von uns entdeckten Risiken und Verletzungen zu adressieren und zu 
unterbinden als auch weitere mögliche Risiken zu entdecken. 

Um unsere Erwartungen an unsere Lieferanten und Geschäftspartner transparent zu kommunizieren, 
haben wir einen Supplier Code of Conduct entwickelt. 
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Meldemöglichkeit 

Verstöße gegen grundlegende Rechte des Einzelnen werden von der Klinikum Garmisch-
Partenkirchen GmbH nicht toleriert. Hinweisen auf solche Verstöße wird in jedem Einzelfall 
nachgegangen. Der Umgang mit Hinweisen erfolgt vertraulich und auf Grundlage einer festgelegten 
Verfahrensordnung. Zudem werden eingereichte Hinweise und Beschwerden automatisiert im 
Rahmen der Risikoanalyse berücksichtigt. 
Über die E-Mailadresse lksg@klinikum-gap.de können Hinweise und Verstöße gegen eigene 
grundlegende Rechte oder Recht von Dritten mitgeteilt werden. 

 

Unterzeichnung durch die Klinikumsleitung der Klinikum Garmisch-Partenkirchen GmbH Garmisch-
Partenkirchen, im Dezember 2023 

 

 

 

Frank Niederbühl Martin Hansel  Gisela Gehring Dr. med. Werner Leidinger 
Geschäftsführer kaufm. Direktor  Pflegedirektion ärztlicher Direktor 
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